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Vorrede 

Die Anregung zu der Arbeit fällt in das Jahr 1988. Damals war ich am Wissen- 
schaftlichen Institut für Kommunikationsdienste der Deutschen Bundespost 
(WIK) beschäftigt und mit einem Forschungsprojekt zu Frankreich betraut. 
Gleichzeitig hatte ich die Gelegenheit, in der deutsch-französischen Grundsatz- 
gruppe Fernmeldepolitik mitzuwirken. 

Als ich dann Ende 1989 das Angebot erhielt, künftig als Leiter einer Stabsstelle 
beim Vorstand der Telekom zu wirken, waren zwar die Konzeption und die Vor- 
studien erstellt, doch die für die Arbeit entscheidenden Gesetze waren von der 
französischen Nationalversammlung noch nicht verabschiedet worden. Das ge- 
schah erst 1990. Die Ausarbeitung der Endfassung der Arbeit erfolgte schließ- 
lich 1990/91. Dabei haben meine Erfahrungen als vormaliger wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in einem gerade reorganisierten Telekommunikationsunternehmen 
unter einem neuen Regulierungsregime durchaus noch neue Erkenntnisse bei- 
gesteuert. 

Für die Unterstützung des Vorhabens über das Forschungsprojekt hinaus gilt 
mein Dank Dr. Karl-Heinz Neumann, dem Direktor des WIK, und Dipl.-Ing. Gerd 
Tenzer, Mitglied des Vorstands der Telekom. 

Die intensiven Diskussionen mit den Kolleginnen und Kollegen im WIK und mei- 
nem akademischen Lehrer, Prof. Dr. Hanns-Albert Steger, waren mir bei der 
Konzeption der Arbeit eine große Hilfe. Für diese Unterstützung möchte ich 
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A. EINFÜHRUNG 

1. Frankreich und die Telekommunikation 

Im Vergleich zu anderen Ländern verdient in Frankreich die Telekommunika- 
tion seit der Französischen Revolution eine besondere Beachtung. Im Jahr 
1793 beschloß die Gesetzgebende Versammlung Frankreichs die Einrichtung 
einer Strecke von optischen Telegraphenstationen von Paris nach Lille. Ihr 
folgten weitere Strecken, die schließlich die politisch und strategisch wich- 
tigsten Orte Frankreichs an die Zentrale Paris anschlossen. 1 Damit war 
Frankreich zu Beginn des 19. Jahrhunderts im Telekommunikationsbereich 
durch den großflächigen Einsatz der optischen Telegraphie führend. 

Mehr als eineinhalb Jahrhunderte später hatte Frankreich im Telekommuni- 
kationsbereich seine führende Rolle längst verloren und war weit hinter 
Deutschland oder andere Staaten zurückgefallen, denen es damals als Vorbild 
galt. Der Telekommunikationsdienst schlechthin, den unser Jahrhundert 
kennt, der Telefondienst, wurde in Frankreich nach dem II. Weltkrieg über 
viele Jahre durch eine verfehlte Politik in einem Stadium der Unterent- 
wicklung belassen. Erst in den siebziger Jahren setzte dann eine Aufholjagd 
ein, die Frankreich rasch zu einem Land mit einem hochentwickelten Tele- 
kommunikationssektor gemacht hat. 



Frankreich verfügt heute über eines der modernsten Telekommunikations- 
netze und der weltweit zweitgrößte Hersteller von Telekommunikationsge- 
räten, Alcatel, ist in französischer Hand. Diese Entwicklung von einem in 
den fünfziger und sechziger Jahren in Sachen Telekommunikation unterent- 
wickelten Land zu einem der Länder mit modernster Telekommunikations- 
infrastruktur wurde im wesentlichen durch die staatliche Fernmeldeverwal- 
tung getragen, nachdem die Politik das Defizit erkannt, der Verwaltung ent- 
sprechende Zielvorgaben in den staatlichen Wirtschaftsplänen vorgegeben und 

o 

die finanziellen Mittel bereitgestellt hatte. 



1 

2 



Vgl. Oberliesen [1982], S. 47ff. 
Vgl. Libois [1983], S. 247ff. 
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Doch Ende der achtziger Jahre waren die während der Aufholjagd vorhan- 
denen oder entwickelten Rahmenbedingungen für die staatliche Fernmelde- 
verwaltung nicht mehr stabil. Die Fernmeldeverwaltung hatte zuletzt Pro- 
bleme sich als Staatsverwaltung die erforderlichen Ressourcen zu sichern, 
insbesondere qualifiziertes Personal und Finanzmittel, und die Fortentwick- 
lung der Telekommunikationsinfrastruktur voranzutreiben. Die Rolle der 
Fernmeldeverwaltung, die bislang zugleich hoheitliche und betriebliche Funk- 
tionen erfüllte, wurde in Frage gestellt. Damit verbunden war die von der 
Ordnungspolitik getragene Bestrebung, privatwirtschaftlich organisierte 
Unternehmen mit der staatlichen Fernmeldeverwaltung in Konkurrenz treten 
zu lassen, das heißt ihre angestammten Monopolrechte in bestimmten Berei- 
chen aufzuheben. Dazu kam die Neugestaltung der Beziehungen zwischen der 
nationalen Fernmeldeverwaltung und der inzwischen international ausgerich- 
teten französischen Telekommunikationsindustrie. 

Die vorliegende Arbeit verfolgt diesen Umbruch Ende der achtziger Jahre, 
der 1990 in zwei zentrale Gesetze mündete. Mit der Arbeit werden zwei 
Ziele verfolgt, ein deskriptives und ein analytisches. Das erste Ziel ist die 
Beschreibung der Reform des institutionellen und regulierungspolitischen 
Rahmens des französischen Telekommunikationssektors aus dem Jahr 1990. 
Dabei liegt der Schwerpunkt in der Darstellung der neuen Situation, die im- 
mer dann, wenn es dem besseren Verständnis dienlich ist, vor dem histori- 
schen Kontext erklärt wird. 

Die Analyse der Reform von 1990 stellt das zweite Ziel der Arbeit dar. Der 
verfolgte analytische Ansatz lebt vom Vergleich, insbesondere vom interna- 
tionalen Vergleich, vom Vergleich zwischen Theorie und Praxis, vom Zeit- 
vergleich und dem Vergleich allgemeiner Strukturen oder Tiefenstrukturen 
mit den spezifischen Strukturen oder Oberflächenstrukturen des Telekommu- 
nikationssektors. 

Mit der Arbeit wird der Anspruch verfolgt, sowohl eine Monographie zur 
Regulierung des französischen Telekommunikationssektors, die vor allem den 
Telekommunikationsexperten anspricht, als auch eine zur Politik der Regulie- 
rung eines besonderen Sektors, des Telekommunikationssektors, in Frankreich 
vorzulegen, die insbesondere den Frankreichkenner für sich gewinnen will. 
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Damit wird zum einen der Versuch unternommen, für den Telekommunika- 
tionsexperten eine Ausarbeitung zu präsentieren, wie sie für andere Länder 

o 

bereits existiert. Zum anderen soll für den Frankreichkenner ein Thema 
auf gearbeitet werden, das bislang in der Behandlung der Wirtschafts- und 
Sozialordnung Frankreichs keinen Platz hattet Dabei wird insbesondere das 
Spannungsverhältnis zwischen Regulierungs-, Wettbewerbs- und Industriepoli- 
tik herausgearbeitet. 

Die Arbeit ist wie folgt auf gebaut: Vor der Untersuchung, wie der institu- 
tionelle und regulierungspolitische Rahmen des französischen Telekommuni- 
kationssektors reformiert wurde und wie diese Reform im europäischen Kon- 
text zu beurteilen ist, erfolgt eine Aufbereitung wesentlicher Eckdaten zum 
Telekommunikationssektor und der Grundlagen für staatliche Eingriffe in die- 
sen speziellen Sektor. Bevor die Reform also zum Objekt wird, soll im 
ersten Kapitel (A. Einführung) der Telekommunikationssektor hinsichtlich 
Sektorangebot und -nachfrage untersucht, sowie die Notwendigkeit in diesen 
Sektor regulierend einzugreifen, dargelegt werden. Im zweiten Kapitel (B. 
Geschäftsfelder des Telekommunikationssektors) wird dann der Kern des 
Telekommunikationssektors, die Netze und Dienste, ausführlich dargestellt 
und analysiert. Damit wird eine Basis oder ein Referenzpunkt für die nach- 
folgenden Kapitel zur Reform und ihrer Beurteilung geschaffen. Eine aus- 
führliche Beschäftigung mit den Telekommunikationsendgeräten unterbleibt in 
diesem Kapitel, da die Liberalisierung ihres Angebots als abgeschlossen gel- 

c 

ten kann. 

Nach den Grundlagen folgt der vorwiegend deskriptive Teil der Arbeit in 
den Kapiteln C. Institutioneller Rahmen und D. Regulierungsrahmen. Das 



3 So zum Beispiel von Wieland [1985] für die USA. Der Beitrag von Rommel [1991] 
zur Reform des Post- und Fernmeldewesens in Frankreich bleibt dagegen auf die 
rechtlichen Aspekte der veränderten Gesetzeslage fokussiert, die mit dem deut- 
schen Recht verglichen wird, und geht nicht weiter auf den Telekommunika- 
tionssektor ein. 

4 Ein Beispiel für die Behandlung des Telekommunikationssektors ist die Untersu- 
chung von Neumann / Uterwedde [1986] zur Industriepolitik Frankreichs. In ihr 
werden nur in einzelnen Punkten Fragestellungen aus dem Telekommunikations- 
sektor aufgegriffen. Der Telekommunikationssektor als solcher wird nicht erfaßt. 

5 Lediglich im Rahmen des internationalen Vergleichs zur jüngsten Geschichte der 
Regulierung im Telekommunikationssektor wird später auf sie Bezug genommen. 
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abschließende Kapitel E. Beurteilung der Reform im europäischen Kontext 
widmet sich schwerpunktmäßig der Analyse des zuvor Dargelegten in einem 
internationalen Vergleich. Die französische Reform wird nicht nur an der 
europäischen Entwicklung gespiegelt, weil der Europäische Binnenmarkt 
immer mehr an Aktualität gewinnt, sondern auch deshalb in diesen Kontext 
gebracht, weil im Europa der Zwölfergemeinschaft unterschiedliche kulturelle 
und wirtschaftspolitische Ansätze und Traditionen existieren, deren Auf- 
einandertreffen eine besondere Herausforderung darstellt. 

Die Arbeit greift die Daten, Rechtsnormen und Entwicklungen auf, die bis 
Ende 1990 verfügbar oder erkennbar waren. Darüber hinaus konnten wesent- 
liche politische Ereignisse aus dem ersten Halbjahr 1991 berücksichtigt wer- 
den, namentlich die Regierungsumbildung in Frankreich. Da die grund- 
legenden Rechtsnormen erst 1990 verabschiedet oder erlassen wurden, kann 
lediglich die künftige Verfassung der Regulierung vor dem Hintergrund der 
Geschichte zur Darstellung und Analyse herangezogen werden. Der gewählte 
Betrachtungszeitpunkt schließt mithin eine Begutachtung der neuen Regu- 
lierungspraxis aus. Erfahrungen aus anderen Staaten mit einer neuen Regu- 
lierung zeigen, daß neue Verfahren und Inhalte mehrere Jahre benötigen bis 
sie umgesetzt werdend 



6 So bietet zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland die Deutsche Bundes- 
post Telekom erst seit dem 1. Juli 1991 ein Angebot an Übertragungs wegen nach 
den Erfordernissen des Poststrukturgesetzes an, das bereits seit dem 1. Juli 1989 
gilt. 
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2. Überblick zum Telekommunikationssektor 
2.L Funktion der Telekommunikation 

Die Übertragung von Informationen zwischen Sender und Empfänger mittels 
leitergebundener oder funktechnischer Verfahren wird als Telekommunikation 
bezeichnet. Zwischen Sender und Empfänger gibt es drei Verkehrsarten. 
Der Richtungsverkehr oder Simplex betrieb kennt nur einen gerichteten 
Informationsfluß von A nach B. Der Wechselverkehr oder Halbduplexbetrieb 
zeichnet sich durch einen Informationsfluß aus, der abwechselnd von A nach 
B und von B nach A gerichtet ist. Der Gegenverkehr oder Duplex betrieb 
weist einen gleichzeitigen Informationsfluß von A nach B und von B nach A 
auf. 

Die Telekommunikation, im Französischen f la telecommunication’, wird an- 
hand von zwei idealtypischen Kommunikationsformen kategorisiert. ^ Das ist 
erstens die Individualkommunikation , im Französischen f les telecommunica- 
tions’. Hier kommunizieren mindestens zwei Teilnehmer miteinander, die 
jeweils als Sender und Empfänger auf treten. Das ist zweitens die Verteil- 

kommunikation, im Französischen ’la communication audiovisuelle’. Hierbei 
handelt es sich um eine gerichtete Kommunikation von einem Sender zu ei- 



7 Diese Definition stellt eine Synthese der Definitionen des französischen Code des 
Postes et Telecommunications und der Definition der deutschen Kommission für 
den Ausbau des technischen Kommunikationssystems (KtK) dar. Der französische 
Gesetzgeber entschied sich für folgende Definition: "On entend par telecommuni- 
cation, toute transmission, emission ou reception de signes, de signaux, d’ecrits, 
d’images et de sons ou de renseignements de toute nature, par fil, optique, radio- 
electricite ou autres systemes electromagnetiques." (Code des P. et T., Art. L 32) 
Die KtK legte sich auf folgende Definition fest: "Telekommunikation bezeichnet 
Kommunikation zwischen Menschen, Maschinen und anderen Systemen mit Hilfe 
von nachrichtentechnischen Übertragungsverfahren." (KtK [1976], S. 21.) 

8 Vgl. KtK [1976], S. 22. 

9 Die Kategorisierung der Telekommunikationsdienste in Verteil- und Indivi- 
dualdienste sowie die Feststellung, daß Telekommunikationsdienste Informationen 
übertragen, ist durch die technische Entwicklung nicht obsolet geworden. Wenn 
es heute auch Telekommunikationsnetze gibt, die sowohl zur Individual- als auch 
zur Verteilkommunikation genutzt werden können, lassen sich die Telekommuni- 
kationsdienste weiterhin nach ihrer Kommunikationsform unterscheiden. Die 
Telekommunikationsformen sind lediglich nicht mehr an an einen bestimmten 
Netztypus gebunden. Obgleich bei manchen Diensten zur Informationsübertra- 
gung auch Funktionen der Informationsverarbeitung hinzugekommen sind, bleibt 
die Informationsübertragung wesentliches Merkmal von Telekommunikations- 
diensten. 
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ner Vielzahl von Empfängern. Bisweilen wird eine dritte Kommunikations- 
form Viele zu einem f als Komplement zur Verteilkommunikation genannt. 



Ein Telekommunikationssystem besteht aus einem Netz, Diensten und Endge- 
räten. Telekommunikationsnetze stellen Übertragungswege für den Transport 
von Informationen bereit. Telekommunikationsdienste übermitteln Informatio- 
nen zwischen Teilnehmern, die an das Telekommunikationsnetz angeschlossen 
sind. Ursprünglich beinhalteten Telekommunikationsdienste keine Informa- 
tionsverarbeitung, sondern nur den Transport von Informationen. Das gilt 
heute für die Individualdienste nicht mehr. Gemeinhin werden sie in Basis- 
und Mehrwertdienste unterteilt. Die Abgrenzung zwischen den beiden 
Dienstekategorien wird nicht einheitlich vorgenommen 10 . In der Regel kann 
man von Basisdiensten dann sprechen, wenn der Transport der Information 
wesentliches Merkmal des Dienstes ist, wie zum Beispiel beim Telefondienst. 
Dagegen basieren Mehrwertdienste auf Basisdiensten und erweitern diese um 
Funktionen der Informationsverarbeitung, wie zum Beispiel Buchungssysteme 
der Fluggesellschaften, die auf vermittelten Datenübertragungsdiensten auf- 
setzen. Das Telekommunikation endg'erät bildet die Schnittstelle zwischen 
dem Teilnehmer und dem Telekommunikationsdienst. Dabei kann es sich so- 
wohl um eine Mensch-Maschine-Schnittsteile (z.B. das Telefon) als auch um 
eine Maschine-Maschine-Schnittsteile (z.B. den Modem 11 ) handeln. 



An Hand von zwei typischen Telekommunikationsdiensten soll das zuvor Be- 
schriebene näher erläutert werden. 



Als typischer Vertreter eines Dienstes der Individualkommunikation gilt der 
Telefon- oder Fernsprechdienst. Hier wird die Sprache (Informationen) zwi- 
schen zwei Gesprächspartnern übertragen. Jeder der beiden Gesprächspartner 
spricht (sendet) und hört (empfängt) gleichzeitig (Duplexbetrieb) über einen 
Telefonapparat (Endgerät). Der Dienst besteht nun darin, die Sprache in 
Echtzeit von einem zum anderen Teilnehmer zu übertragen. Da die Teil- 
nehmer nicht direkt miteinander verbunden sind, muß der Dienst eine Ver- 
bindung zwischen den beiden Gesprächspartnern hersteilen (Vermittlung) und 

10 Siehe: Kommission der Europäischen Gemeinschaften [1987], S. 34ff; OECD 
[1989a], S. 47ff; OECD [1989b], S. 33ff. 
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dann die Übertragung abwickeln. Die Individualkommunikation wird auch als 
vermittelte Kommunikation im Gegensatz zur Verteilkommunikation bezeich- 



Das Fernsehen ist ein typischer Vertreter eines Dienstes der Verteilkommu- 
nikation. Hier werden bewegte Bilder und Töne (Informationen) von einem 
Sender in Echtzeit zu vielen Empfängern übertragen. Das Fernsehempfangs- 
gerät (Endgerät) kann die Bewegtbilder und Töne nur empfangen, selbst aber 
nicht senden (Simplexbetrieb). 



Die hier gewählte Abgrenzung des Telekommunikationssektors schließt die 
Verteildienste Radio und Fernsehen, ihre Netze als auch die Radio- und 
Fernsehempfangsgeräte ein. Diesem Vorgehen stehen die historisch gewach- 
senen, das heißt die an den Tätigkeitsbereichen der Fernmeldeverwaltungen 
orientierten Abgrenzungen des Telekommunikationssektors gegenüber, die 
entweder nur auf die Individualkommunikation oder auf die Individualkom- 
munikation und die Verteilkommunikation, aber unter Ausschluß der Radio- 
und Fernsehempfangsgeräte, abgestellt waren. Dafür hat sich im Deutschen 
die Bezeichnung Fernmelde wesen durchgesetzt. Nach der Erschließung des 
Telekommunikationssektors mit der obengenannten Abgrenzung in diesem 
Kapitel erfolgt in den folgenden Kapiteln eine Fokussierung der Betrachtung 
auf die Netze und Dienste der Individual- und Verteilkommunikation. 



2.2. Sektorangebot 

Der Telekommunikationssektor ist der Bereich einer Volkswirtschaft, der 
Telekommunikationssysteme bereitstellt und betreibt. Er soll weiter in die 
Telekommunikationsindustrie, die Netzträger und die Diensteanbieter un- 
terteilt werden. Die Telekommunikationsindustrie produziert die Hard- und 
Software für Übertragungssysteme, Vermittlungssysteme und Endgeräte, also 



11 Modem steht für Modulator-Demodulator. 

12 Der Begriff vermittelte Kommunikation wird hier nicht verwendet, da auch eine 
Kommunikation zwischen mindestens zwei Teilnehmern, die jeweils als Sender 
und Empfänger auftreten, existiert, die keiner Vermittlung bedarf. Das ist zum 
Beispiel der Fall, wenn zwei Teilnehmer über Funk miteinander kommunizieren. 
In diesem Fall können Sender und Empfänger durch Absprachen (z.B. Codes) 
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die technischen Komponenten eines Telekommunikationssystems. Die Betrei- 
ber oder Träger eines Telekommunikationsnetzes stellen die Übertragungs- 
wege zur Verfügung, über die die Diensteanbieter ihre Telekommunikations- 
dienste anbieten. Netzträger und Diensteanbieter sind häufig vertikal inte- 
griert, wohingegen nur in wenigen Fällen eine vertikale Integration zwischen 
Industrie, Netzträger und Diensteanbieter existiert . 15 



Die Telekommunikationsindustrie ist ein Teil der Elektronikindustrie, die im 
allgemeinen in die fünf Bereiche Bauelemente, Informationstechnik, Kom- 
munikationstechnik, Unterhaltungselektronik und Industrieelektronik unterteilt 
wird. 1 "* Die Telekommunikationsindustrie erfaßt vier der fünf Bereiche. Die 
unterhaltungselektronische Industrie liefert die Radio- und Fernsehemp- 
fangsgeräte, die kommunikationstechnische Industrie liefert Übertragungs- 
und Vermittlungseinrichtungen sowie Endgeräte für die Individualkommu- 
nikation. Die Informationstechnik liefert zunehmend Endgeräte für Dienste 
der Individualkommunikation und Hard- und Software für Mehrwertdienste. 
Die Bauelementeindustrie liefert den drei oben genannten Bereichen zu. 



Bei den Netzträgern werden die Träger öffentlicher Netze von den Trägern 
privater Netze unterschieden. Private Netze dienen dem Eigengebrauch und 
schließen eine Nutzung durch Dritte aus. In der Regel verfügen Militär, Po- 
lizei, Energieversorgungsunternehmen, Eisenbahngesellschaften, Flugsicherung 
und Großunternehmen über private Netze. Träger öffentlicher Netze bieten 
entweder Diensteanbietern ihre Übertragungswege an oder treten selbst als 
Diensteanbieter auf. 

Diensteanbieter setzen auf den Übertragungswegen der Netzträger auf und 
produzieren auf dieser Basis Telekommunikationsdienste . 15 



sicherstellen, daß nur ein ganz bestimmter Empfänger die Informationen des Sen- 
ders empfangen und auswerten kann. 

13 Insbesondere sind das die beiden vertikal integrierten Unternehmen AT&T und 
Northern Telecom aus den USA und Canada. 

14 So geht zum Beispiel die OECD bei ihren Analysen vor. 

15 Im ISO -Referenzmodell entspräche das vom Netzträger bereitgestellte Vorprodukt 
dem physikalischen Medium und der untersten Schicht (Vgl. Tietz [1987], S. 

25f f .). 
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2.3. Sektornachfrage 

Die Nachfrage nach Produkten und Diensten des Telekommunikationssektors, 
so die Prognosen, soll deutlich schneller wachsen als die gesamtwirtschaft- 
liche Nachfrage. Die zahlreichen Prognosen, die die künftige Entwicklung 
des Telekommunikationssektors betreffen, unterscheiden sich durchweg 
hinsichtlich ihrer zeitlichen und sachlichen Abgrenzung. Eine Bewertung der 
Ergebnisse an Hand der methodischen Ansätze und Prämissen der Prognosen 
ist kaum möglich, da die meisten Prognostiker ihr Vorgehen nicht offen- 
legen. ^ Die Prognosen erfüllen im wesentlichen die Funktion, mittel- und 
langfristige Trends anzugeben, an denen sich Wirtschaft und Politik bei ihren 
Planungen orientieren. Dabei ist zu berücksichtigen, daß durch Prognosen 
auch versucht wird, Entscheidungen zu beeinflussen. 



Für den Bereich der Individualkommunikation läßt sich von 1974 bis 1985 
folgendes beobachten: Während in allen OECD-Staaten der Anteil der Ein- 
nahmen aus dem Verkauf von Fernmeldediensten am Bruttosozialprodukt zu- 
genommen hat, so zum Beispiel in Frankreich von 1,13% auf 2,10%, wies 
die Entwicklung der Investitionen im Fernmeldewesen keinen eindeutigen 
Trend auf.* 7 In Staaten mit einer gut ausgebauten Netzinfrastruktur, zum 
Beispiel in den USA, ging der relative Anteil der Investitionen in Telekom- 
munikationsnetze und -dienste an den Bruttoanlageinvestitionen der gesamten 
Wirtschaft zurück. In Ländern mit Nachholbedarf, zum Beispiel in Frank- 
reich, nahm der Anteil dagegen zu. 



Das Wachstum im Fernmeldesektor, das bis in die achtziger Jahre vom 
Fernsprechdienst getragen wurde, so wird allgemein erwartet, soll künftig 
von den Mehrwertdiensten und vom Mobilfunk bestimmt werden. Für den 
Fernsprechdienst sei eine Marktsättigung absehbar. Bei den Mehrwertdiensten 
werde ein Wachstumsschub einsetzen, der durch die Vernetzung von bislang 



16 Einen guten Überblick zu den Prognosen geben: Dörrenbacher / Oesterheld 
[1988]. 

17 So stieg ihr Anteil an den gesamten Bruttoanlageinvestitionen in Frankreich von 
1974 bis 1985 von 1,9% auf 3,1% und fiel in den USA von 4,0% auf 2,9%. Ab- 
solut wiesen beide Staaten ein Investitionsmaximum Mitte bis Ende der siebziger 
Jahre auf. (Vgl. OECD [1987], S. 94ff.) 
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isolierten Computern ausgelöst werde. Im Mobilfunk werden durch signifi- 
kante technologische Innovationen und die damit verbundenen Kostenreduk- 
tionen neue Anwendungsmöglichkeiten und Märkte erschlossen. 



Für den Bereich der Verteilkommunikation ist eine Abschätzung der Nach- 
frage nach Übertragungsleistungen schwer, da sie selten isoliert ausgewiesen 
werden. Zu den bisher existierenden Übertragungssystemen für Verteildienste, 
vornehmlich Netze terrestrischer Sender, sind Kabelnetze und Satelliten zur 
Verbreitung von Radio- und Fernsehprogrammen hinzugekommen. Die Nach- 
frage nach Radio- und Fernsehempfängern hat, bezogen auf den Gesamtum- 
satz der Unterhaltungselektronik, stark an Bedeutung eingebüßt. ^ Mit der 
Einführung des digitalen Rundfunks und des hochauflösenden Fernsehens 
(HDTV) wird allerdings eine starke Zunahme der Nachfrage nach Übertra- 
gungseinrichtungen sowie Radio- und Fernsehempfängern erwartet. 



Die Nachfrage nach Telekommunikationsdiensten ist je nach Kommunika- 
tionsform unterschiedlich strukturiert. Nutzer von Individualdiensten sind 
sowohl private Haushalte als auch Wirtschaft und Verwaltung. Die Intensität 
der Nutzung durch Wirtschaft und Verwaltung liegt wesentlich über der pri- 
vater Haushalte. Nutzer von Verteildiensten sind fast ausschließlich pri- 
vate Haushalte. 



18 Vgl. von Weizsäcker [1987]. 

19 Vgl. Vickery [1989], S. 116. 

20 Eine ganze Reihe von Individualdiensten werden gegenwärtig fast ausschließlich 
von Wirtschaft und Verwaltung genutzt, so zum Beispiel Telefax und Telex. 
Dagegen werden Telefon- und Videotex in erheblichem Umfang von Privathaus- 
halten genutzt. So waren in Frankreich und in der Bundesrepublik Deutschland 
1983 ca. 12% der Telefonhauptanschlüsse rein geschäftlicher Natur und erbrach- 
ten ca. 42-44% der Einnahmen im Gesprächsverkehr (Daten für Frankreich nach: 
DGT / DPAF [1984], S. 69f; Daten für die Bundesrepublik Deutschland nach 
eigenen Berechnungen). 
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3 . Regulierungsbedarf 

3.1 . Staatsintervention und Unternehmenspolitik 

Die Wirtschaftspolitik kann einen Wirtschaftssektor unter strategischen Ge- 
sichtspunkten durch zwei grundsätzlich verschiedene Ansätze behandeln. Der 
erste Ansatz besteht in einer Ordnungspolitik, die vollkommen sektorun- 
spezifisch ist. In dem Rahmen, der durch die Ordnungspolitik gesetzt wird, 
können sich die Unternehmen frei bewegen und ihre Strategien verwirkli- 
chen. Der zweite Ansatz besteht in spezifischen Eingriffen des Staates in 
einen bestimmten Wirtschaftssektor. Innerhalb eines ordnungspolitischen 
Rahmens werden je nach der wirtschaftspolitischen Zielsetzung der Regie- 
rung unterschiedlich intensive Eingriffe in Wirtschaftssektoren vorgenommen. 
Die Eingriffe werden entweder strukturpolitisch oder regulierungspolitisch 
begründet. Der Rahmen, in dem sich ein Unternehmen frei bewegen und sei- 
ne Strategien verwirklichen kann, wird durch die Eingriffe der Regulierung 
und Sektorpolitik enger. Solche Staatsinterventionen müssen sich aber nicht 
zwangsläufig in einer Reduzierung der Gewinnmöglichkeiten der betroffenen 
Unternehmen niederschlagen. 

Der Telekommunikationssektor ist eines der klassischen Felder von Staatsin- 
terventionen. Nachfolgend werden die generellen, also die nicht auf einen 
bestimmten Sektor ausgerichteten Konzeptionen für Regulierung, Sektorpoli- 
tik und Unternehmensstrategien dargestelit und analysiert. Im Anschluß 
daran wird dann die Begründung von Regulierungseingriffen des Staates in 
den Telekommunikationssektor behandelt. 



Unter Regulierung wird verstanden, daß der Staat im öffentlichen Interesse 
in Märkte eingreift, die ein Marktversagen auf weisen. Die Regulierung kon- 
trolliert sonst autonome Entscheidungen von Unternehmen, namentlich Ent- 
scheidungen über Angebot (Markteintritt), Produktion und Verkauf von 
bestimmten Gütern. 

Marktversagen liegt dann vor, wenn eine Allokation über die Märkte ineffi- 
zient ist. Drei Fälle von Marktversagen sind hier zu betrachten. Beim ersten 
Fall handelt es sich um das natürliche Monopol. Hier soll die Regulierung 
einen ineffizienten Marktzutritt verhindern und gleichzeitig die Kunden des 
Monopolisten vor Ausbeutung durch Monopolpreise schützen. Beim zweiten 
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Fall handelt es sich um ruinösen Wettbewerb. Hier soll die Regulierung in 
einem Markt das Ausscheiden effizienter Wettbewerber gegenüber weniger 
effizienten Wettbewerbern verhindern. Beim dritten Fall handelt es sich um 
das Vorliegen externer Effekte. Die Regulierung hat hier die Aufgabe, durch 
geeignete Maßnahmen die negativen externen Effekte beim Verursacher zu 
internalisieren und die positiven externen Effekte zu fördern. Positive ex- 
terne Effekte treten insbesondere bei öffentlichen Gütern auf. Die Regulie- 

21 

rung soll zu ihrer Bereitstellung beitragen, wo sie dafür geeignet ist. 



Die Regulierung kann sich auf eine Reihe von Instrumenten stützen, die den 
Marktzutritt eines Unternehmens, die Produktion und den Verkauf eines 
Gutes kontrollieren: 

Der Marktzutritt wird in regulierten Märkten über Zulassungsverfahren 
geregelt, die entweder alle Bewerber berücksichtigen, die gewisse 
Bedingungen erfüllen (Registrierung), oder aus einem Bewerberkreis nur 
eine beschränkte Anzahl - im Extremfall nur einen - von den Bewer- 
bern nach bestimmten Kriterien auswählen (Lizenzierung). 

Die Produktion kann hinsichtlich der Quantität und der Qualität regu- 
liert werden. Die Qualität wird durch die Vorgabe von Qualitäts- 
anforderungen für das Produkt (z.B. Ausfallsicherheit von Fernsprech- 
anschlüssen) und für den Produktionsprozeß (z.B. Höchstwerte für Emis- 
sionen) bestimmt. Die Quantität wird implizit über die Regulierung des 
Preises und der Verkaufskonditionen gesteuert. 

Der Wettbewerb wird durch die Kontrolle oder die Genehmigung des 
Verkaufspreises, durch die Festsetzung von Verkaufskonditionen (z.B. 
Nichtdiskriminierung von Kunden als Auflage) reguliert. Im Zusammen- 
hang mit der Preiskontrolle sind Fragen der Zulässigkeit von Quersub- 
ventionierungen zu behandeln. 

In der folgenden Tabelle werden die Sektor- und die Regulierungspolitik mit- 
einander verglichen. Der Vergleich erfolgt in zwei Stufen. Zuerst werden die 
Ziele und dann die Instrumente gegenübergestellt. 



21 Vgl. Breyer / MacAvoy [1987] und Müller / Vogelsang [1979]. 
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Tabelle A.3.1: Vergleich der Ziele und Instrumente von Sektorpolitik und Regulierung 





Sektorpolitik 


Regulierung 


Ziele 


Internationale 
Wettbewerbs f äh i gke i t 


Beseitigung 
von Marktversagen 




Wirtschaftswachstum 


- natürliches Monopol 




Nationale Unabhängigkeit 


- ruinöser Wettbewerb 




Sozialer Friede 


- externe Effekte 


Instrumente 


Ausnahmeregelungen 

- Wettbewerbsrecht 

- Steuerrecht 

- Zölle 


Kontrolle des Marktzutritts 

- Lizenzierung 

- Registrierung 


| 


Risikominderung 

- Abnahmegarantie 

- Staatsbürgschaft 


Kontrolle der Produktion 

- Quantität 

- Qualitätstandards 




Subventionierung 

- Transfer Zahlungen 

- Zins Subventionen 

- Staatsaufträge 

Staatstätigkeit 

- Unternehmen 

- Verwaltung 


We t tbewerbskont r o Ile 

- Preis 

- Konditionen 

- Quer Subventionierung 



Die Sektorpolitik entwickelt anhand von Vorstellungen über den langfristigen 
Wandel und die sozioökonomische Bedeutung eines Sektors Ziele zur Beein- 
flussung des sektoralen Strukturwandels. Im wesentlichen läßt sich der Ziel- 
katalog der Sektorpolitik auf die vier grundlegenden Ziele Förderung der in- 
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit, Sicherung der nationalen Unabhängigkeit, 
Förderung des Wirtschaftswachstums und Sicherung des sozialen Friedens 
konzentrieren. Diese Ziele wirken in drei Richtungen, sie sind entweder auf 
Erhalt, auf Anpassung oder auf Gestaltung von Sektoren ausgerichtet. Sekto- 
rale Strukturpolitik orientiert sich entweder an dem Leitbild punktueller Ein- 
griffe in verschiedenen Sektoren oder an dem einer umfassenden Planung für 
alle Sektoren . 22 



22 Vgl. Hamm [1988] und Neumann / Uterwedde [1986]. 
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Die Sektorpolitik grenzt in der Regel ihre Objekte nicht entsprechend der 
Dreiteilung primärer, sekundärer und tertiärer Sektor ab, sondern konzen- 
triert sich auf kleinere Einheiten, wie zum Beispiel Branchen oder einzelne 
Unternehmen. Unter Industriepolitik soll im folgenden eine auf den sekun- 
dären Sektor ausgerichtete Sektorpolitik verstanden werden. 



Der Sektorpolitik stehen im wesentlichen vier Typen von Instrumenten zur 
Verfügung. 

Die Ausnahmeregelung: Hier werden Sonderregelungen im geltenden 
Wettbewerbsrecht genutzt (Erlaubnis für Kartelle und Fusionen, Ein- 
räumung von Monopolrechten, Aussetzung des Marktpreises, etc.), über 
sektorspezifische Steuern der Unternehmensgewinn oder Absatz beein- 
flußt (Sonderabschreibungsmöglichkeiten, Differenzierung von Ver- 
brauchssteuern, usf.) und über Sonderzölle die inländischen Produzenten 
geschützt. 

Die Risikominderung: Den Unternehmen wird zum Beispiel durch 

Abnahmegarantien des Staates die Produktplanung erleichtert oder 
durch Exportbürgschaften wird der Verkauf ins Ausland abgesichert. 

Die Subventionierung: Unternehmen erhalten vom Staat Finanzhilfen 
ohne dafür eine "marktliche Gegenleistung" 2 ** zu erbringen. Darunter 
fallen direkte Zahlungen an Unternehmen, die Gewährung von Krediten 
zu Zinsen unter dem Marktzins durch staatliche Kreditinstitute und die 
Subventionierung von Unternehmen durch überhöhte Einkaufspreise des 
Staates. 

Die Staatstätigkeit: Der Staat kann durch Unternehmen in Staatsbesitz 
oder durch die staatliche Verwaltung (z.B. Forschungsinstitute an Uni- 
versitäten) direkt in einem Sektor intervenieren. 2 ^ 



23 Andel [1988], S. 491. 

24 Die Dichotomie Staatsverwaltung - Unternehmen in Staatseigentum soll die Viel- 
falt der staatlichen Interventionsmöglichkeiten über mehr oder weniger unab- 
hängige Institutionen auf zwei wesentliche Aspekte reduzieren: Während die 
staatliche Verwaltung als Teil des Staatsapparats unmittelbarer Vollstrecker staat- 
licher Gewalt ist, vollstreckt die Unternehmung in Staatseigentum die Staatsge- 
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Allgemein gilt in einer Marktwirtschaft, daß der Unternehmer oder Eigentü- 
mer einer Unternehmung einen möglichst hohen Gewinn seines Unternehmens 
sichergestellt wissen will. Daraus leitet sich das strategische Ziel für 
Unternehmen ab, existierende Erfolgspotentiale zu sichern und neue zu er- 
schließen. Wenn ein Unternehmen in der Gegenwart nicht in der Lage ist, 
neue Erfolgspotentiale zu gewinnen und alte abzusichern, dann wird es in 
der Zukunft keine Gewinne erwirtschaften und schließlich illiquide werden . 25 

Für öffentliche Unternehmen gilt das vom Gewinnmaximierungsprinzip abge- 
leitete Ziel nicht, öffentliche Unternehmen werden von ihren öffentlichen 
Eigentümern als Instrument zur Verwirklichung von Sachzielen unter Berück- 
sichtigung von Formalzielen eingesetzt. Sachziele legen das Unternehmen auf 
Produkte oder Dienstleistungen fest, die es bereitzustellen hat. Formalziele 
präzisieren die finanz wirtschaftlichen Bedingungen, die bei der Erfüllung der 
Sachziele gelten / 0 Die Zahl der strategischen Alternativen, die sich dem 
Management eines öffentlichen Unternehmens bieten, ist schon durch die 
Festlegung von Sachzielen weit geringer als die, vor die sich das Mana- 
gement eines idealtypischen Unternehmens gestellt sieht. 



Unternehmensstrategien sind gemeinhin auf die Programmplanung fixiert. Die 
klassische strategische Programmplanung kann als ein dreistufiger Prozeß 
beschrieben werden. Zunächst werden Produktvorschläge aus einer Vielzahl 
von Produktideen mit Hinblick auf ihre Realisierungschance ausgewählt. 
Dann werden Deckungsbeiträge für die Produktvorschläge geschätzt. Schließ- 
lich wird ein Produktprogramm festgelegt, das eine Stabilität der Zieler- 
reichung sicherstellen soll. Diese Stabilität wird durch Streuung des Risikos 
bei der Produktplanung, durch einen Cash-flow-Transfer aus erfolgreichen 



walt nur mittelbar und besitzt eine durch die privatrechtliche Unternehmensver- 
fassung abgesicherte Autonomie in Fragen der Unternehmensführung. 

25 Das bedeutet, daß die Sicherung und Gewinnung von Erfolgspotentialen durch 
die strategische Unternehmensplanung eine Gewinn -Vorsteuerung darstellt, so 
wie die Erfolgssteuerung eine Liquiditäts-Vorsteuerung darstellt (vgl. Gälweiler 
[1981], S. 85ff.) 

26 Vgl. Thiemeyer [1975], S. 28ff. 





16 



Einführung 



Märkten in neue vielversprechende Märkte und eine Verstetigung des Ergeb- 

97 

nisses angestrebt. 

Der Kern der strategischen Programmplanung eines Unternehmens ist die 
Schätzung von Ergebnisbeiträgen der Produktvorschläge. Dafür haben sich die 
Hilfsmittel Erfahrungskurve, Produkt-Lebenszyklus und Marktwachstums- 
/Marktanteilsmatrix eingebürgert. Die methodischen Ansätze dieser Hilfsmit- 
tel werden von Porter kritisiert. Er verweist auf die Gefahr, auf wenigen 
Schlüsselvariablen eine umfassende Unternehmensstrategie aufzubauen. Er 
sieht die Notwendigkeit, einen Ansatz zum Verständnis von Industriestruktur 
und dem Verhalten der Wettbewerber zu entwickeln und daraus Unterneh- 

90 

mensstrategien abzuleiten. 0 



In einer Industrie mit Wettbewerb gibt es nach Porter fünf grundlegende 
Wettbewerbskräfte. Sie bestimmen das Erfolgspotential in einem bestimmten 
Markt. Die Strategie eines Unternehmens wird nach Porter darauf ausgerich- 
tet sein, eine sichere Position gegenüber diesen Kräften zu beziehen und, 
soweit nicht exogene Faktoren diese Kräfte bestimmen, sie zugunsten des 
Unternehmens zu beeinflussen . 29 Die fünf Wettbewerbskräfte sind: 

Bedrohung durch Marktzutritt 
Verhandlungsmacht von Lieferanten 
Verhandlungsmacht von Kunden 
Bedrohung durch Substitutionsprodukte 
Wettbewerbsintensität 



27 Vgl. Arbeitskreis ‘Langfristige Unternehmensplanung* der Schmalenbach- Gesell- 
schaft [1981], S. 25ff. 

28 Vgl. Porter [1982], S. 183ff. 

29 "The goal of competitive strategy for a business unit in industry is to find a Po- 
sition in the industry where the Company can best defend itself against these 
competitive forces or can influence them in its favor." (Porter [1980], S. 4.) 
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Porter erkennt drei Gattungen von Unternehmensstrategien, nämlich die der 
Kostenführerschaft, die der Differenzierung und die der Fokussierung.*** 1 



3.2. Begründung von Regulierung im Telekommunikationssektor 

Nachfolgend soll geprüft werden, ob die drei Formen von Marktversagen - 
natürliches Monopol, ruinöser Wettbewerb und externe Effekte - im Tele- 
kommunikationssektor vorliegen und demnach Regulierungseingriffe des Staa- 
tes erfordern. 

Ein natürliches Monopol ist dadurch gekennzeichnet, daß ein einziger Anbie- 
ter einen bestimmten Output an Gütern kostengünstiger produzieren kann als 
mehrere Anbieter zusammen .** 1 Die Kosten C(q), die der eine Anbieter bei 
der Prokuktion der Menge q auf weist, sind in diesem Fall geringer als die 
Summe der Kosten C(qj) + C(q 2 ) + ....+ C(q n ), die die n Anbieter aufwei- 



Q = Ql + Q2 + + Q n 

C(q) < Cfqj) + C(q 2 ) + + C(q n ) 

Wenn ein Anbieter eine bestimmte Menge an Gütern kostengünstiger produ- 
zieren kann als mehrere Anbieter zusammen, dann bedeutet das nicht 
zwangsläufig, daß nur ein Anbieter am Markt auf treten und bestehen kann. 
In einem sogenannten f unsustainable market* oder nicht-zutrittsresistenten 



30 Vgl. Porter [1980], S. 34ff. 

31 Vgl. Littlechild [1979], S. 199ff. 

32 Diese enge betriebswirtschaftliche Sicht des natürlichen Monopols kann in eine 
volkswirtschaftliche Sicht überführt werden, das heißt die volkswirtschaftlichen 
Kosten sind an die Stelle der betriebswirtschaftlichen Kosten zu setzen. "Ein 
natürliches Monopol sollte dadurch gekennzeichnet sein, daß es in der Lage ist, 
eine bestimmte Nachfrage zu geringeren volkswirtschaftlichen Kosten zu befrie- 
digen, als mehrere kleinere Unternehmen. Die Verengung des Blickwinkels auf 
die betriebswirtschaftlichen Kosten übersieht, um nur ein Beispiel zu nennen, 
daß unter Umständen ein Monopol dem Konsumenten erhebliche Informations- 
kosten ersparen kann." (Wieland [1983], S. 79). 
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Markt**** ist durch den Kostenverlauf zwar die Gesamtnachfrage am kosten- 
günstigsten durch einen Anbieter zu erbringen, doch ein Teil q der Gesamt- 
nachfrage q ist zu Stückkosten unter den Stückkosten der Gesamtnachfrage 
zu realisieren: 

C(q*) C(q) 

< 

* 

q q 

Dabei gilt auch weiterhin, daß ein Anbieter die Menge q kostengünstiger 
produzieren kann als mehrere Anbieter zusammen. Daraus folgt, daß der 
Markteintritt des Anbieters, der q in Konkurrenz zum bisherigen Allein- 
anbieter produziert und am Markt auf tritt, zu steigenden Gesamtkosten bei 
einem unveränderten Gesamtoutput führt: 

C(q) < C(q-q*) + C(q*) 

Diese Situation ist volkswirtschaftlich unerwünscht. Der Zutritt des zweiten 
Anbieters zum Markt müßte demzufolge verhindert werden. Gleichwohl be- 
stehen gemeinhin grundlegende Bedenken, ob in der Praxis überhaupt ein 
nicht-marktzutrittsresistentes natürliches Monopol nachzuweisen ist.^ Damit 
würde dann allerdings auch kein Eingriff in das Marktgeschehen zu rechtfer- 
tigen sein. 

Es bleibt also nur das marktzutrittsresistente natürliche Monopol als Objekt. 
Heute besteht weder in der Wissenschaft noch in der Politik Einigkeit dar- 
über, ob im Telekommunikationssektor ein marktzutrittsresistentes Monopol 
vorliegt .** 5 Die meisten Anhaltspunkte für die Existenz eines natürlichen 
Monopols im Telekommunikationssektor liegen im Bereich der leitergebun- 



33 Zur Theorie des ’unsustainable market* siehe das grundlegende Werk von Baumol 
/ Panzar / Willig [1982], S. 197ff. 

34 Vgl. Wieland [1983], S. 73ff. 

35 Beispielhaft sollen hier für den politischen Bereich die Position der Bundesregie- 
rung aus dem Jahr 1988 (Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
[1988b], S. 42ff.) und für den wissenschaftlichen Bereich die Untersuchungen des 
Wissenschaftlichen Instituts für Kommunikationsdienste (Vgl. Elixmann [1990]) 
genannt werden. 
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denen Übertragungswege vor, die die Teilnehmer an die Netzknoten oder 
Vermittlungsstellen anschließen, den sogenannten Ortsnetzen. 



Unbestritten ist jedoch, daß im Telekommunikationssektor wesentliche Mono- 
pole und marktbeherrschende Anbieter existieren,*^ die in zweierlei Hinsicht 
zu regulieren sind. 

Zum einen sind die Kunden der monopolistischen oder marktbeherr- 
schenden Anbieter vor der Macht des Anbieters durch eine Preis- und 
Qualitätskontrolle sowie durch die Auferlegung eines Kontrahierungs- 
zwangs zu schützen. 

Zum anderen sind die Wettbewerber der marktbeherrschenden Anbieter 
oder Monopolisten vor unfairen Wettbewerbspraktiken zu schützen, um 
einen ruinösen Wettbewerb zu verhindern. So ist zum Beispiel durch die 
Regulierung zu verhindern, daß ein Netzmonopolist seine Gewinne aus 
dem Monopol dazu verwendet, Wettbewerber aus dem Markt zu drän- 
gen, die mit ihm im Dienstewettbewerb stehen. 

Diese Aufgabenbereiche decken nicht alle fünf von Porter identifizierten 
Wettbewerbskräfte ab, die ein Unternehmen zu seinen Gunsten beeinflussen 
will. Insbesondere wird bei der auf den Wettbewerb (bei Porter: Bedrohung 
durch Marktzutritt, Bedrohung durch Substitutionsprodukte und Wettbewerbs- 
intensität) und den Kunden (bei Porter: Verhandlungsmacht von Kunden) 
fokussierten Regulierung der Beschaffungsmarkt (bei Porter: Verhandlungs- 
macht von Lieferanten) außer acht gelassen. Hier ergänzen oder überschnei- 
den sich häufig industriepolitische Strategien zum Aufbau oder Erhalt einer 
informationstechnischen Industrie und einer Politik zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung, die durch positive externe Effekte legitimiert wird. 



Drei Arten von externen Effekten existieren im Telekommunikationssektor 
oder gehen von ihm aus. Erstens sind das die externen Effekte innerhalb ei- 
nes Dienstes oder zwischen unterschiedlichen Diensten, zweitens liegen ex- 



36 So hat sich in Großbritannien der Hauptkonkurrent der British Telecom, dem 
dominanten Netzträger und Diensteanbieter, für 1990 das Ziel gesetzt, 5% des 
Umsatzes des Gesamtmarktes zu erreichen (Vgl. Morgan / Davis [1989], S. 277). 
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terne Effekte zwischen den Telekommunikationsdienstleistungen und der Ge- 
sellschaft vor und drittens kommt es in vielen Volkswirtschaften zu externen 
Effekten zwischen den Netzträgern und Diensteanbietern einerseits und der 
Telekommunikationsindustrie andererseits. 

Externe Effekte innerhalb eines Dienstes oder zwischen unterschiedlichen 
Diensten sind unter dem Begriff Netzexternalitäten in die wirtschaftswissen- 
schaftliche Theorie eingegangen. Für einen existierenden Dienst gilt, daß je 
mehr Nutzer sich an den Dienst anschließen, um so größer ist der Nutzen 
des Dienstes für die bereits angeschlossenen Nutzer. Die Entscheidung des 
neuen Nutzers, sich an den Dienst anzuschließen, hat einen positiven exter- 
nen Effekt auf die bereits angeschlossenen Nutzer, denn sie erhalten einen 
Zusatznutzen ohne dafür zahlen zu müssen. Zwei Dienste mit der gleichen 
oder einer weitgehend gleichen Funktion, die getrennt voneinander betrieben 
werden und keinen Übergang untereinander auf weisen, können durch die Her- 
stellung eines Übergangs einen höheren Nutzen für ihre Nutzer erzielen, 

00 

wenn die Nutzer miteinander kommunizieren wollen. 0 Als Beispiele dafür 
können die Verbindung von zwei nationalen Telefondiensten oder die von 
zwei Ortsnetzen des Telefondienstes herangezogen werden. Der Übergang 
von einem Dienst zu einem anderen setzt allerdings voraus, daß die Dienste 
überhaupt zusammengeschaltet werden können, also technisch kompatibel 
sind oder kompatibel gemacht werden können. 

Unter regulierungspolitischen Gesichtspunkten ist zu bewerten, wie diese 
zuletzt genannten positiven externen Effekte am besten zu erreichen sind. 
Drei idealtypische Modelle sind denkbar. Das erste Modell sieht für den 
Regulierungsbereich jeweils nur einen Dienst vor. Das zweite Modell geht 
von einer Vielzahl kompatibler Dienste aus, das heißt nur untereinander 
kompatible Diensteanbieter erhalten eine Lizenz. Das dritte Modell greift 
nicht in das Marktgeschehen ein. 

Die Produktion von Telekommunikationsdienstleistungen hat durch ihre Infra- 
struktureigenschaften positive externe Effekte auf die Gesellschaft und die 



37 Vgl. Littlechild [1979], S. 173ff. / Neumann [1984], S. 47ff. 

38 Vgl. Besen / Saloner [forthcoming]. 
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Volkswirtschaft eines Landes. Das Fehlen einer adäquaten Telekommunika- 
tionsinfrastruktur führt zu Fehlallokationen, da Informationen nicht oder 
nicht rechtzeitig beschafft bzw. ausgetauscht werden können. Im gesell- 
schaftlichen Bereich wird mit einer ausgebauten Telekommunikationsinfra- 
struktur in der Regel der freie Zugang zu und der Austausch von Infor- 
mationen und Meinungen, aber auch die rasche Hilfe in Notlagen durch 
Herbeirufen von Rettungsdiensten, Polizei oder Katastrophenschutz ver- 
bunden. Die Regulierung fördert in der Regel die oben genannten positiven 
externen Effekte, indem sie einen Mindestausbau für bestimmte Dienst- 
leistungen vorschreibt (z.B. ein flächendeckendes Netz von öffentlichen 
Fernsprechstellen als Notfallmeldestellen), Benutzergruppen diskriminiert 
(z.B. erhält die Presse einen Sondertarif gegenüber den normalen Nutzern), 
Qualitätsziele festlegt (z.B. Ausfallsicherheit für die Anschlüsse der Ret- 
tungsdienste, Polizei und Katastrophenschutzeinrichtungen) oder Ausbauziele 
definiert (z.B. flächendeckende Versorgung durch einen lizenzierten Mobil- 
funkanbieter). 

Zwischen den Netzbetreibern und Diensteanbietern einerseits und der Tele- 
kommunikationsindustrie andererseits sind in einer Reihe von Ländern beson- 
dere Beziehungen entstanden. Dort profitiert die Industrie davon, daß sie 
nicht selbst für einen Teil ihrer Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen 
auf kommen muß. Diese Aufwendungen werden durch Netzbetreiber und Dien- 
steanbieter in eigenen Einrichtungen erbracht und dann der Industrie zur 
Verfügung gestellt (z.B. in Frankreich), durch Subventionen der Netzbetreiber 
und Diensteanbieter an die Industrie (z.B. in Frankreich) geleistet oder über 
überhöhte Einkaufspreise der Netzbetreiber und Diensteanbieter bei der Indu- 
strie finanziert (z.B. in der Bundesrepublik Deutschland). In allen drei Fällen 
ist es das Ziel, die nationale Industrie für den internationalen Wettbewerb 
zu stärken. 



Für die Erreichung dieses Ziels haben die Nutzer der Telekommunikations- 
dienstleistungen mehr für ihren Konsum zu zahlen als ohne die Subventionie- 
rung der heimischen Industrie. Die Verhandlungsmacht der Netzbetreiber und 
Diensteanbieter gegenüber der Industrie ist natürlich durch eine solche 



39 Vgl. Schnöring / Grupp [1990], S. 16ff. 
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nationale Förderung von Forschung und Entwicklung erheblich eingeschränkt, 
da sie als Träger einer industriepolitischen Strategie in die Politik des Staa- 
tes eingebunden werden und nicht nur unternehmenspolitische Zielsetzungen 
verfolgen können. 

Die Regulierung von Netzbetreibern und Diensteanbietern im Telekommuni- 
kationssektor basiert also im wesentlichen auf dem Bestreben, den Miß- 
brauch von Marktmacht gegenüber den Kunden auszuschließen, ruinösen 
Wettbewerb zu verhindern und positive externe Effekte zu fördern. Bislang 
stand die Förderung von positiven externen Effekten als Zielsetzung im Vor- 
dergrund, die häufig über den Einsatz von Monopolunternehmen realisiert 
werden sollten. Heute wird dagegen der Einsatz von Monopolunternehmen für 
diesen Zweck mehr und mehr hinter fragt. Das führte in einer ganzen Reihe 
von Fällen 4 ^ dazu, daß Monopolisten ihr Monopol verloren. Diese Ex-Mono- 
polisten, die durch ihre in der Monopolzeit auf gebaute Stellung weiterhin 
marktbeherrschend sind, werden nunmehr nicht mehr nur einer Kontrolle 
ihres Verhaltens gegenüber ihren Kunden, sondern auch gegenüber neu in den 
Markt eintretenden Wettbewerbern unterworfen. 



40 An erster Stelle ist hier die British Telecom zu nennen. 




B. GESCHÄFTSFELDER DES TELEKOMMUNIKATIONSSEKTORS 



Im folgenden Kapitel wird eine Form entwickelt, die eine relativ einfache 
Darstellung und Analyse des Telekommunikationssektors ermöglichen soll. Die 
Formbildung basiert auf allgemein bekannten Ansätzen der mikroökonomi- 
schen Theorie und auf empirischen Daten des Telekommunikationsmarktes. 



Im Anschluß an die Formbildung werden die einzelnen Formen, die Ge- 
schäftsfelder, vorgestellt. Dabei werden die in einem Geschäftsfeld zu- 
sammengefaßten Produkte oder Dienste funktional beschrieben und wesentli- 
che ökonomische Daten und Strukturen dargelegt. 



Schließlich wird als Zusammenfassung zu diesem Kapitel eine synoptische 
Übersicht zu den Geschäftsfeldern des Telekommunikationssektors gegeben. 



L Auswahl und Abgrenzung der Geschäftsfelder 

Der Telekommunikationssektor umfaßt nach der in dem einführenden Kapitel 
vorgestellten Abgrenzung die Telekommunikationsindustrie, die Netzbetreiber 
und die Diensteanbieter. Die Güter, die die Telekommunikationsindustrie her- 
stellt, sollen im folgenden nicht weiter betrachtet werden, weil sie den Ak- 
tivitäten der Netzbetreiber und Diensteanbieter lediglich vor- oder nach- 
gelagert sind. 

Die ins Auge gefaßten Geschäftsfelder umfassen demnach das Angebot von 
Netzen und Diensten ohne die von der Telekommunikationsindustrie herge- 
stellten komplementären Güter, die entweder als Vorprodukt in den Produk- 
tionsprozeß der Netzbetreiber und Diensteanbieter eingehen (im wesentlichen 
übertragungs- und vermittlungstechnische Einrichtungen) oder dem Netzbe- 
trieb oder Diensteangebot nachgelagert sind (im wesentlichen einfache End- 
geräte und komplexe Endstelleneinrichtungen). 

Die komplementären Beziehungen zwischen den Produkten der Telekommuni- 
kationsindustrie einerseits und denen der Netzbetreiber und Diensteanbieter 
andererseits erlauben es, zwei Märkte abzugrenzen. Der staatliche Eingriff 
in den Telekommunikationssektor zielt in der Regel auf den Markt der 




